
LArbG MANNHEIM 

88 323, 812 BGB. Der Lohn für»Sklavenarbeit«, die auf Befehl der 
SS für einen deutschen Unternehmer geleistet und von diesem an die 
SS gezahlt wurde, kann gegenüber dem Unternehmer nicht nachge- 

fordert werden. Die Wiedergutmachung des Unrechts, das anals»Skla- 

ven« behandelten Arbeitskräften begangen worden ist, kann nur im 

Wege eines Aktes der Gesetzgebung auf allgemeiner Grundlage erfol- 

gen. 
Der Kläger ist staatenlos und jüdischer Abstammung. Er war 
früher in Polen wohnhaft. Er wurde im Herbst 1942 als Elektriker 
zu der Beklagten dienstverpflichtet, die damals als Sub-Unter- 
nehmerin der Siemens-Bau-Union im Rahmen des Ostbahn- 

Programms der Deutschen Reichsbahn im Bezirk Krakau Ar- 
beiten auszuführen hatte. Bis 15. 12. 42 erhielt der Kläger seinen 
vorgeschriebenen Lohn von 0,60 RM pro Stunde. 
Unterm 14. 12. 42 erließ der SS- und Polizeiführer im Distrikt Kra- 
kau eine VO, in der u. a. ausgeführt ist: 

»In Auswirkung meiner o. a. Verfügung werden die jüdischen 

Arbeitskräfte in das geschlossene Judenarbeitslager Plaszow 
untergebracht. Bis zur Fertigstellung dieses Lagers verbleiben 

diese Juden in einem besonders umzäunten und gesicherten 
Teil des bisherigen Krakauer Ghettos (Arbeitsghetto). Von 
hier sind die Arbeiter wie bisher von den Arbeitgebern zur Ar- 
beit abzuholen, zur und von der Arbeitsstätte zu begleiten und 

wieder abzuliefern. 
Den jüdischen Arbeitskräften ist ab ro. 12. 42 kein Entgelt 

mehr zu zahlen. Es sind dagegen an den SS- und Polizeiführer 
im Distrikt Krakau für jede jüdische Arbeitskraft für Kalender- 
und Schichttag für den Mann 5.- Zloty, für die Frau 4.- Zloty 
abzuführen. Lohnsteuer und Beiträge zur Sozialversicherung 

fallen fort. Es können für die Verpflegung 1.20 Zloty und für 
die Verwaltungskosten bei eigener Unterbringung 0.40 Zloty 

vom Tagessatz abgezogen werden. Die Beiträge sind auf das 

Werkskassenkonto SS- und Polizeiführer im Distrikt Krakau 
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bei der Emissionsbank Krakau bis zum 3. eines jeden Monats 
für den vorangegangenen Monat zu überweisen. 
Die Betriebe haben bei Nichtbeachtung mit scharfen Maßnah- 
men des SS- und Polizeiführers zu rechnen... .« 

Die Beklagte hat entsprechend dieser Verfügung ab 15. 12. 42 

dem Kläger keinen Lohn mehr bezahlt, sondern die vorgeschrie- 

benen Beträge auf die Emissionsbank Krakau überwiesen. 
Der Kläger war bei der Beklagten noch bis 15.8. 43 tätig. Er hat 
beantragt, die Beklagte zur Zahlung des Netto-Arbeitslohnes von 
0,70 RM pro Stunde für die Zeit vom 15. 12. 42 bis 15. 8.43 und 

zwar für insgesamt 4036 Arbeitsstunden zu 0,70 RM, insgesamt 
zu 2825,40 RM nebst 4%, Zinsen zu verurteilen. 
Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. 
Das ArbG Mannheim hät nach Beweiserhebung durch Urteil vom 
14.3. 47 die Klage abgewiesen. Zur Begründung wurde ausgeführt, 
daß durch den Befehl des SS- und Polizeiführers Krakau das Ar- 

beitsverhältnis zwischen den Parteien praktisch zum Erlöschen 

gekommen sei. | 
Die hiergegen form- und fristgerecht eingelegte Berufung konnte 
keinen Erfolg haben. Durch die Verfügung des SS- und Polizei- 
führers Krakau wurde dem vertraglichen Arbeitsverhältnis der 
Parteien ein Ende gesetzt. Dieser Befehl ist zwar unstreitig sitten- 
widrig und widerspricht allen Regeln des Völkerrechts und der all- 

gemeinen Menschenrechte. Aber er stellt einen tatsächlichen Ge- 
waltakt dar, der das Fortbestehen eines freien Arbeitsverhältnis- 

ses für beide Parteien unmöglich machte. Der Kläger selbst wur- 
de in einen Zustand völliger Unfreiheit versetzt und konnte nicht 
mehr über seine Person und seine Arbeitskraft verfügen. Er war 
in der Lage eines Gefangenen. Aber auch die Beklagte verlor 
jede Möglichkeit, auf die Gestaltung des Arbeitsverhältnisses ein- 
zuwirken. Sie konnte weder Ansprüche an den Kläger geltend 
machen, noch ihm gegenüber Verpflichtungen erfüllen. Auf Grund 
des SS-Befehls als Akt der staatlichen Gewalt, dessen Befolgung 
durch Androhung schwerer Strafe erzwungen wurde, waren nur 
noch Beziehungen zwischen dem SS-Führer und der Beklagten 
bezüglich der Gestaltung des Arbeitsverhältnisses möglich. 
Das Arbeitsverhältnis des Klägers glich in jeder Weise dem Arbeits- 
verhältnis von Schutzhäftlingen oder Kriegsgefangenen, die von 

staatlichen Stellen einem Unternehmer zur Verfügung gestellt 
wurden. Durch die Einschaltung des SS-Führers war die arbeits- 

_ rechtliche Beziehung zwischen dem Kläger und der Beklagten 
zerrissen. An seine Stelle waren durch den SS-Befehl als Akt der 

staatlichen Gewalt zwei neue, öffentlich-rechtliche Verhältnisse 
getreten und zwar einerseits zwischen dem Kläger und der SS- 
Stelle, die über ihn verfügte, und andererseits zwischen der Be- 
klagten und der SS-Stelle, die den Unternehmern die Arbeits- 
kräfte zur Verfügung stellte. An Stelle des Einzelarbeitsverhält- 
nisses zwischen Unternehmer und den ursprünglich freien Arbeit- 
nehmern war durch einen Akt tatsächlicher Gewalt ein Sammel- 
arbeitsvertrag zwischen den Unternehmern und dem SS-Führer 
gesetzt worden, wie dies auch bei Kriegsgefangenen der Fall 
war. Das alte Arbeitsverhältnis war nicht nur für eine, sondern 

für beide Parteien unmöglich gemacht und damit zum Erlöschen 

gebracht worden. 

Aber selbst, wenn man ein Fortbestehen des vertraglichen Arbeits- 
verhältnisses zwischen dem Kläger und der Beklagten annehmen 
wollte, bei dem der Kläger seine Verpflichtung zur Arbeits- 

leistung erfüllt hätte, so wäre doch zum mindesten der Beklag- 
ten die Erfüllung ihrer Verpflichtung als Arbeitgeberin praktisch 

unmöglich geworden. Es war ihr insbesondere unter Androhung 
schwerster Strafe verboten, irgendwelche Zahlungen an den 
Kläger zu leisten. Dabei handelt es sich nicht um ein persön- 
liches Zahlungsunvermögen der Beklagten, vielmehr wurde durch 

den SS-Befehl ein Zustand tatsächlicher objektiver Unmöglich- 
keit im Sinne der Bestimmung des $ 323 BGB begründet. Ein 
Verstoß gegen das Verbot des SS-Befehls wäre der Beklagten nicht 
zumutbar gewesen, da ihre verantwortlichen Leiter sich damit 
den schwersten Strafen ausgesetzt hätten, abgesehen davon, daß 

die Beklagte von der Notwendigkeit, den Arbeitslohn nochmals 
an die Emissionsbank Krakau abzuführen, nicht befreit worden 
wäre. Eine Zuwiderhandlung wäre auch sinnlos gewesen, da man 
dem in einem Lager verwahrten Kläger etwa an ihn gezahlte 

Geldbeträge zweifellos abgenommen hätte. 
Ob die Beklagte sich hätte weigern können, gefangene Arbeits- 
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kräfte, wie den Kläger, zu beschäftigen, kann dahingestellt 
bleiben, da durch eine solche Weigerung die Lage des Klägers 

nicht verbessert worden wäre. 

Nach $323 BGB wird der Schuldner — in diesem Falle die Be- 
klagte — bei nachträglich eintretender, unverschuldeter Lei- 

stungsunmöglichkeit von seiner Verpflichtung frei. Der Kläger 
verlor somit seinen Lohnanspruch gegen die Beklagte für die 
Dauer der Unmöglichkeit. Ä 
Allerdings hat der Kläger für die Beklagte Arbeit geleistet, soda 
zu prüfen wäre, ob die Beklagte durch die ihr zugutegekomme- 
nen Arbeitsleistungen nicht auf Kosten des Klägers ungerecht- 
fertigt ‚bereichert wurde ($ 812 BGB). Eine solche Bereicherung 
wäre jedoch nicht erwiesen. Die Beklagte mußte für alle jüdi- 
schen Arbeitskräfte Lohnlisten aufstellen und danach den Arbeits- 

lohn, berechnet nach den täglichen Arbeitsstunden zu dem frü- 
heren Stundenlohnsatz, an die Emissionsbank abführen, wie 

der Zeuge B. bestätigt hat. Der Berufung konnte somit nicht 

stattgegeben werden. So sehr esein Gebot der Gerechtigkeit und 
Menschlichkeit ist, an den gewissermaßen als Sklaven behandel- 
ten Arbeitskräften das begangene Unrecht wieder gut zu machen, 
so kann diese Wiedergutmachung doch nur im Wege eines dem- 
nächst zu erwartenden Aktes der Gesetzgebung auf allgemeiner 
Grundlage erfolgen. Es handelt sich hier um eine Frage von 
allgemeiner grundsätzlicher Bedeutung, die nicht nur auf Kosten 

Einzelner durch den Richter gelöst werden kann. 

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 91 ZPO. Von der Ansetzung 
von Gerichtsgebühren wurde, wie schon das Arbeitsgericht es zu- 
treffend getan hat, Abstand genommen, da es sich um die Verfol- 

gung eines an sich begründeten Wiedergutmachungsanspruches 
eines vom Nazi-Regime Geschädigten handelt. 

Urteil v. 26.6. 47 — Ss 7/47 — 
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